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Politische Beteiligung als Pflichtaufgabe
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sie mitentwickelt haben?
Wenzl: Es verzahnt politische Bildung und Ju-
gendbeteiligung ganz eng miteinander. Die
ganze Schulklasse ist im Achterrat mit dabei.
Wir sind überzeugt, es muss einmal eine in-
tensive Begegnung mit der Kommunalpolitik
geben. Bislang ist das ja eher freiwillig. Kritik
an den gängigen Formaten ist, dass da eher
die Gymnasiasten unter sich sind. Hier haben
wir ein Modell, das alle Schularten einbezieht.

Gibt es schon Erfolge?
Wenzl: Ein Beispiel: In Emmendingen haben
Jugendliche über dunkle Ecken am Bahnhof
geklagt. Da kamen Verantwortliche der Stadt
und der Bahn zu einem Termin, so entstanden
Lösungen. Wir bringen hier Jugend- und Er-
wachsenenwelt zusammen. Wichtig ist es,
keine Themen-Ghettos zu formulieren. Fast
alles geht Jugendliche genauso an.

Viele Gemeinden denken sicher, eine Teilhabe
in einem Internetforum reicht aus. Lässt sich
Jugendbeteiligung auch online abwickeln?
Wenzl: Nein. Wir arbeiten in einigen Projek-
ten mit Facebook oder Chat-Modulen, um
Kommunikation in der Breite herzustellen.
Das ersetzt aber in keinster Weise eine direk-
te Kinder- und Jugendbeteiligung. Online
taugt erst nach einer realen Begegnung der
jungen Menschen.

Wo es den Jugendgemeinderat gibt, wird er mit-
unter als Partygremium belächelt.
Wenzl: Das tut mir wirklich weh. In der Ge-
meindeordnung steht ausdrücklich, dass Ju-
gendliche angemessen zu beteiligen sind.
Eine Party ist schön und gut, aber nicht Aufga-
be eines Jugendgemeinderats. Vielmehr geht
es um elementare Themen, die junge Men-
schen betreffen. Nehmen Sie den Sanierungs-
stau an Schulen oder die Entwicklungspro-

gramme in den Gemeinden – da
gehört die Sicht der Jugendlichen
zwingend dazu. Ein Bürgermeis-
ter in der Ortenau hat kürzlich ge-
sagt: Die Jugendlichen sind viel
mehr am Gemeinwohl orientiert
als mancher Erwachsene.

Was ist gute Jugendbeteiligung?
Wenzl: Sie muss viele Jugendliche erreichen.
Da sind dem Jugendgemeinderat durch seine
Anzahl an Plätzen Grenzen gesetzt. Ich habe
schon Jugendgemeinderäte gehört, die klag-
ten, sie hätten den Bezug zur Basis verloren.
Das ist eigentlich ein Format für Jugendliche,
die in der Politik ein Stück weit einen Berufs-
wunsch sehen. Ziel muss es sein, Kinder-, Ju-
gend- und Bürgerbeteiligung als eins zu be-
trachten und zu vernetzen.

Was ist der Vorteil des Achterrat-Konzepts, das
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INTERVIEW Der Jugendgemeinderat ist tot, es
lebe der Achterrat. Viele Kommunen erpro-
ben das Modell, das Udo Wenzl mitentwickelt
hat. Im Interview erläutert der Sozialpädago-
ge das Konzept, das auf die Verzahnung von
Schule und Jugendbeteiligung setzt.

Interessieren sich Jugendliche we-
niger für Politik als früher?
Udo Wenzl: Ein klares Nein. Ver-
ändert haben sich die Art und
Weise, wie sie sich engagieren,
und die Themen. Die ganz gro-
ßen, lautstarken Protestwellen
sind vorbei. Mitentscheidend für
das Interesse ist, welchen Stellen-
wert Politik in Familie und Freundeskreis hat.

Warum funktioniert das klassische Jugenge-
meinderats-Modell in vielen Gemeinden nicht
mehr?
Wenzl: Das ist eine Form, die stark in der Lo-
gik der Erwachsenenwelt steht. Die Zeit ist
schnelllebiger geworden, die Schulen haben
sich verändert wie etwa durch das G8. Damit
sinkt die Bereitschaft, sich für zwei Jahre an
ein Amt zu binden. Das entspricht nicht mehr
dem Zeitgeist.

„Das ist ein
Modell, das alle

Schularten
einbezieht.“

Udo Wenzl aus Waldkirch ist derzeit ein gefragter
Referent in den Kommunen. Foto: privat

Zur Person
Udo Wenzl ist Diplom-Sozialpädagoge und
Kommunalberater mit dem Schwerpunkt Kin-
der-, Jugend und Bürgerbeteiligung. Von 2000
bis 2014 war er Bildungsreferent und Referent
für Jugendbeteiligung beim Landesjugendring.
Er begleitet kommunale Entwicklungsprozesse
in Baden-Württemberg. Udo Wenzl lebt in Wald-
kirch (Landkreis Emmendingen). Das Konzept
des Achterrats hat Wenzl mit seinem Kollegen
Erik Flügge entwickelt. red

Jugend mischt
in den Gemeinden mit

– aber wie?
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Aus für Eppinger Rat – Impuls aus Südbaden

Gemeinden nach Alternativen zum an der
„großen Politik“ orientierten Format, das Kri-
tikern schon immer als eher exklusiver Gym-
nasiasten-Zirkel suspekt war. Beispiel Eppin-
gen. Die Kraichgaustadt galt als Vorreiter,
mehr als 20 Jahre lang funktionierte hier der
Jugendgemeinderat. Die Einrichtung eines
Ruftaxis gilt bis heute als große Errungen-
schaft – auch wenn es kaum noch genutzt
wird. Anfang des Jahres kam das Aus für den
Rat. Es gab genau eine Bewerberin. Die Stadt
zog die Reißleine, sucht nach anderen Model-
len. „Die Patentlösung“, räumt Rathausspre-
cher Sönke Brenner ein, „ist nicht gefunden.“

Schulen einbinden Klar ist, dass die Schulen
eng eingebunden sind. Laura Schwager hätte
nichts dagegen. „Es gibt viele, die sich enga-
gieren wollen“, sagt die Schülersprecherin
der Eppinger Selma-Rosenfeld-Realschule,
der größten ihrer Art im Landkreis Heil-
bronn. Die Arbeit des Jugendgemeinderats,
räumt sie ein, sei „nicht so weit durchgedrun-
gen“. Bei den Schulen setzt auch ein Modell
an, dass immer mehr Kommunen begeistert,
zuletzt die Kraichgaugemeinde Sulzfeld
(Landkreis Karlsruhe). Der Achterrat macht
kommunalpolitische Beteiligung zum Pflicht-
programm für die achten Klassen aller Schul-
arten. In einem mehrstufigen Verfahren brin-
gen die Jugendlichen ihre Vorstellungen ein –
flankiert vom Unterricht, wo Kommunalpoli-
tik ohnehin auf dem Lehrplan steht. Der süd-
badische Sozialpädagoge Udo Wenzl und ein
Kollege haben sich das Konzept ausgedacht,
mittlerweile können sie sich vor Anfragen
kaum retten.

er Heilbronn bei der Beteiligung „auf einem
guten Weg“. Die Stadträte hätten ein offenes
Ohr, bei der jüngsten Diskussion um eine
Eventhalle sei man eng eingebunden gewe-
sen. Vom Jugendrat angestoßene Projekte wie
die Basketballfelder im Wertwiesenpark setz-
ten Ausrufezeichen. Heilbronns Jungpoliti-
ker bekommen pro Sitzung 15 Euro – eine
kleine Anerkennung. Landwehr denkt, „dass
Jugendliche sich nicht mehr so sehr für Poli-
tik interessieren“.

Jugendgemeinderäte seien kein Auslauf-
modell, sagt Benjamin Miller von der Ge-
schäftsstelle des baden-württembergischen
Dachverbands: „Das ist immer noch die am
weitesten verbreitete Beteiligungsform für
Jugendliche.“ Gleichwohl suchen die meisten

scheinung. Formate mit starren Sitzungsplä-
nen entsprechen „nicht mehr dem Zeitgeist“,
meint Udo Wenzl, Kommunalberater aus Süd-
baden, der Alternativen entwickelt hat (siehe
Interview auf dieser Seite).

Aus der Zeit gefallen? Zumindest die Heil-
bronner würden da widersprechen. Hier gilt
der Jugendgemeinderat noch als leuchtendes
Beispiel. Auf die 20 Plätze bewarben sich im
Vorjahr immerhin mehr als 50 junge Leute
zwischen 14 und 18. Bei rund 5000 Wahlbe-
rechtigten in der Stadt lag die Beteiligung bei
beachtlichen 53,3 Prozent. Alles in Butter?
„Es wäre noch mehr möglich“, sagt der stell-
vertretende Vorsitzende Gregor Landwehr.
Noch mehr Jugendliche könnten sich enga-
gieren, findet der 18-Jährige, trotzdem sieht
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An die 80 Jugendgemeinderäte gibt es in
Baden-Württemberg. Die Region Heil-
bronn und Hohenlohe sind in dieser

Hinsicht Entwicklungsland. Das klassische
Modell mit einem von allen Jugendlichen ge-
wählten, dauerhaft installierten Gremium
funktioniert eigentlich nur in der Stadt Heil-
bronn. Die Kommunen, gedrängt von gesetz-
lichen Vorgaben, suchen nach Alternativen.
Auf großes Interesse stößt dabei ein Modell,
das in Südbaden erfolgreich erprobt wurde.

Teilhabe ist Pflicht „Die Gemeinde soll Kin-
der und muss Jugendliche bei Planungen und
Vorhaben, die ihre Interessen berühren, in an-
gemessener Weise beteiligen.“ So steht es in
der Gemeindeordnung, die in diesem Punkt
2015 verschärft worden ist. Beteiligen, klar –
aber wie? Das Gesetz nennt Jugendgemeinde-
räte als einen Weg. „Gibt es nicht im Land-
kreis“, heißt es dazu kurz auf Nachfrage im
Landratsamt Heilbronn.

Bei klassischen Jugendgemeinderäten ist
das korrekt, das letzte Gremium dieser Art in
Eppingen wurde dieses Jahr mangels Beteili-
gung aufgelöst. Niederschwelligere Räte, die
in den Schulen gewählt werden, gibt es etwa
in Möckmühl oder Lauffen. Neckarsulms OB
Steffen Hertwig bietet Jugendsprechstunden
an. Flein gehört zu den Gemeinden mit einem
Bündel von Formaten, darunter eine Jugend-
konferenz. Waldenburg hat den einzigen Ju-
gendgemeinderat im Hohenlohekreis. Die
Gremien treten mal mehr, mal weniger in Er-
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